
RUNDSCHAU 

Ein Jahr "Gesetz über technische Arbeitsmittel" 

Der folgende Aufsatz basiert auf einem Vor/rag, den der 
Autor am 20. Januar 1970 auf der zweiten Tagung des 
"LAV-Arbeitskreises Technik" gehalten haI. In der Diskussion 
angeschniltene Fragen sind in dem Aufsatz eingearbeitet 
worden. 

1. Vorbemerkung 

Das am 1. 12. 1968 in Kraft getretene "Gesetz über techni­
sche Arbeitsmittel" (Arbeitsm ittelschutzgesetz) vom 24. 6. 
1968 (BGB!. S. 717) gilt nun seit über einem Jahr. Es betrifft 
unter anderem alle Hersteller von landwirtschaftlichen Ma­
schinen und sonstigen Arbeitsmitteln; bei Fahrzeugen, die 
den Straßenverkeh\1svorschriften unterliegen, regelt das Ge­
setz den dort nicht erfaßten Bereich. 

Vielleicht ist es daher nützlich, in Verbindung mit einem 
kurzen Uberblick über die wichtigsten gesetzlichen Bestim­
mungen zu fragen, wieweit etwa in diesem Zeitraum durch 
behördliche Vorschriften oder Verwaltungs- und Gerichts­
praxis gewisse Fragen zur Verantwortung des Herstellers 
geklärt worden sind, die schon immer bestanden oder durch 
das Gesetz neu aufgeworfen worden sind. 

Der Gesetzgeber hielt den Erlaß dieses Gesetzes für er­
forderlich, um einmal den von der Bundesrepublik einge­
gangenen internationalen Verpflichtungen nachzukomme,n, 
den Herstellern von technischen Arbeitsmitteln unmittelbar 
die Einhaltung gewisser Sicherheitsregeln aufzuerlegen und 
zum anderen, um auch eine gesetzliche Uberwachung von 
Haushalt-, Sport- und Bastelgeräten sowie Spielzeug und 
anderen Einrichtungen zu gewährleisten. Bisher erfolgte -
abgesehen von den überwachungspflichtigen Anlagen des 
§ 24 Gewerbe-Ordnung (GO). von Kraftfahrzeugen, Berg­
werksmaschinen und einer Reihe anderer Arbeitsmittel -
die sicherheitsmäßige Uberwachung im allgemeinen nur 
beim Betreiber. Die land- und forstwirtschaftlichen sowie 
gewerblichen Betriebe sind auf der Grundlage der Reichs­
versicherungsordnung in Berufsgenossenschaften zusammen­
gefaßt, welche in autonomer Satzung Unfallverhütungsvor­
schriften (UVV) (mit unmittelbarer Geltung nur für ihre Mit­
glieder) erlassen, ihre Befolgung überwachen und notfalls 
Ordnungsstrafen festsetzen . Zwangsläufig konnten also die 
oben genannten Geräte (Haushaltsgeräte etc.) nicht unte r 
den Bereich dieser Uberwachung fallen. 

2. Inhalt des Gesetzes 

2.1. Bauvorschriften 

Wenn der Gesetzgeber nunmehr erstmals neben dem Be­
treiber auch den Hersteller von technischen Arbeitsmitteln 
und ihnen gleichgestellten Geräten die Befolgung sicher­
heitlicher Vorschriften auferlegt, so hat er doch auf die 
Aufstellung besonderer behördlicher technischer Regeln ver­
zichtet. Der Hersteller muß vielmehr nach § 3 des Gese tzes 

die allgemeinen Regeln der Technik, 
die Arbeitsschutzvorschriften, 
die Unfallverhütun~lsvorschriften (UVV) 

beachtet haben, wenn er die Arbeitsmittel in Verkehr bringt 
oder ausstellt. Diese Vorschrift betrifft auch die Abgabe 
zurückerworbener gebrauchter Eigenfabrikate. Jedoch gilt 
§ 3 nicht für Sonderanfertigungen, die nach schriftlicher An­
gabe des Verwenders hergestellt werden. 

Unter Arbeitsschutzvorschriften sind staatliche Vorschriften 
- beispielsweise nach § 120e GO - zu verstehen, für die 
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es aber - abgesehen von den Straßenverkehrsvorschriften 
- im Bereich der landwirtschaftlichen Maschinen kaum Bei­
spiele geben dürfte. 

Da der Betreiber solcher Maschinen heute wie früher gegen­
über seiner Berufsg,enossenschaft dafür verantwortlich ist, 
daß die von ihm betriebenen Arbeitsmittel den UVV und 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechen 
und er daher im allgemeinen auch nur solche Arbeitsmittel 
bestellen und erwerben konnte und kann, wird das neue 
Gesetz auch für den Hersteller praktisch keine einschneiden­
den Neuerungen gegenüber der bisherigen Lage mit sich 
gebracht haben. Der Betreiber war im übrigen auch bisher 
durch § 14 der grundlegenden UVV VBG 1 gehalten, Be­
triebseinrichtungen, Maschinen und Gerätschaften so zu be­
stellen, daß sie unfallsicher waren und die nach den UVV 
erforderlichen Schutzvorrichtungen mitgeliefert wurden . Dar­
über hinaus hat auch die Rechtsprechung allgemein den 
Standpunkt vertreten, daß de r Besteller - allerdings nur 
im Rahmen der gesetzlichen oder vertraglichen Verjährungs­
oder Gewährfrist -- Mängelgewähransprüche gegenüber 
einem Lieferer besitzt, welcher sicherheitlich unzureichende 
Maschinen und Geräte geliefert hat. 

Das Arbeitsmittelschutzgesetz gewährt in gewissem Sinne 
dem Hersteller eine freiere Stellung, als sie der Betreiber 
hat, indem es ihm erlaubt, von den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik sowie den Arbeitsschutz- und Unfall­
verhütungsvorschriften abzuweichen, "soweit die gleiche 
Sicherheit auf andere Weise gewährleistet ist" (§ 3 Abs. 1 
Satz 2). Es sind Uberlegungen im Gange, auch die UVV 
künftig ähnlich beweglich zu gestalten und nur das Sicher­
heitsziel verbindlich vorzuschreiben. Erst dann wird die 
liberalere Lösung des Arbeitsmittelschutzgesetzes volle 
Wirkung gewinnen. Darüber hinaus ist anzustreben, daß 
die Hersteller bei der Abfassung der UVV in stärkerem 
Maße beteiligt werden, als es bisher, jedenfalls in einigen 
Bereichen, der Fall ist. AngeSichts der rechtlichen Konstruk­
tion der Berufsgenossenschaften wird das allerdings in ab­
sehbarer Zeit wohl nur wie bisher in freiwilliger Zusammen­
arbeit möglich sein . 

2.2 . MitleiJungspflichten 

Das Gesetz legt dem Hersteller außer der oben genannten, 
im allgemeinen auf die Konstruktion der Arbeitsmittel be­
züglichen Verpflichtung in zweifacher Hinsicht noch Mit­
teilungspflichten auf. Er muß nämlich den Besteller ausrei­
chend darauf hinweisen, wenn bestimmte Gefahren des Ar­
beitsmittels durch die Art seiner Aufstellung oder Anbrin­
gung verhütet werden können und müssen. Er muß ferner 
eine Gebrauchsanweisung mitliefern, wenn der Betreiber zur 
Verhütung von Gefahren bestimmte Regeln bei der "Ver­
wendung, Ergänzung oder Instandhaltung" eines technischen 
Arbeitsmittels beachten muß (§3 Abs. 3). 

2.3. Verwendungszweck 

Wichtig für den Hersteller ist, daß der Gefahrenschutz gilt 
für die "bestimmungsgemäße Verwendung" des Arbeitsmit­
tels und daß der Schutz soweit reicht, "wie es die Art der 
bestimmungsgemäßen Verwendung gestattet" (§ 3 Abs. 1 
Satz I). Bestimmungsgemäße Verwendung ist einmal die üb­
liche Verwendung. Sind mehrere Vewendungszwecke üblich, 
so müßte das Gerät an sich allen für diese Zwecke maß­
gebenden Vorschriften genügen. Zum anderen aber ergibt 
sich der Verwendungszweck auch aus den Beschreibungen 
und Erläuterungen des Herstellers. Der Hersteller kann also 
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beispielsweise bei neuartigen Geräten einen Verwendungs­
zweck angeben, wenn es noch keinen üblichen Verwendungs­
zweck dafür geben soJlte; er kann aber auch die best im­
mungsgemäße Verwendung einengend festlegen, indem er 
deutlich macht, daß das Arbeitsmittel für gewisse, sonst 
vielleicht mögliche oder sogar übliche Verwendungszweck e 
nicht gedacht ist. Er sollte solche einschränkenden Angaben 
so deutlich wie möglich machen, sie al'so, soweit angezeigt, 
in Prospekte, Angebotsschreiben und Gebrauchsanweisungen 
aufnehmen, und gegebenenfalls auch entsprechende Auf­
schriften auf dem Arbeitsmittel selbst anbringen. Ein der­
artiges Verfahren könnte sich unter Umständen für Herstel­
ler von Ackerschleppern und von Zusatzgeräten und An­
hängern empfehlen, wenn bekannt geworden ist, daß ihre 
Abnehmer häufig bestimmte Schlepper und bestimmte Zu­
satzgeräte miteinander verbinden, deren Verbindung sicher­
heitlich bedenklich erscheint. 

In diesem Zusammenhang mag darauf hingewiesen werden, 
daß das Gesetz nur ver wen dun g s f e r t i g e Arbeitsein­
richtunge n erfaßt, also nur solche, die ohne Einfügung we i­
terer Teile verwendet werden können (§ 2). Verwendungs­
fertig sind auch diejenigen Arbeitseinrichtungen, die beim 
Betreiber erst aus Teilen zusammengesetzt werden, w enn er 
alle diese Teile von demselben Hersteller bezogen hat. Ver­
wendungsfertig sind schließlich die Arbeitseinrichtungen, die 
nur noch aufgestellt oder angeschlossen zu werden brauchen, 
oder bei denen nur solche Teile fehl e n, die üblicherweise ge­
sondert beschafft und bei der Verwendung eingefügt werden 
(z. B. Bohrer bei Bohrmaschinen). 

2.4. Behördliches Verfahren 

Welche Maßnahmen sieht nun das Gesetz gegenüber Her­
stellern vor, die seine Bestimmungen nicht beachten? Zustän­
dig sind zunächst die nach Landesrecht zuständigen Behörden, 
im allgemeinen die Gewerbeaufsicht:sämter (§ 5 Abs. t Satz t). 
Der Hers te ller unterliegt also nicht der Oberwachung durch 
die Berufsgenossenschaften. Die Behörde hat ihr Augenmerk 
auch nicht etwa auf den Betrieb des Arbeitsmittels zu richten, 
sondern nur auf ·die Vorgänge des "lnverkehrbringens", also 
des "Oberlassens an andere" und des "Ausstellens" durch 
den Hersteller (§ 3 Abs. 1 Satz 1). Die Behörde kann also 
nur solche Maßnahmen treffen, durch welche das Inverkehr­
bringen oder Ausstellen solcher unzureichender technischer 
Arbeitsmittel verhindert wird. Sie wird demnach nicht tätig, 
sobald ein sicherheitlich unzureichendes bisher geliefertes 
Arbeitsmittel in nunmehr vorschriftsmäßiger Ausführung ge­
liefert wird. Schärfste Maßnahme ist die Untersagungsv e r­
fügung. Die Behörde ist aber gehalten, zunächst mil.dere Mit­
tel zu versuchen (§ 5). Hierzu könnte beispielsweise die Auf­
lage gehören, eine bestimmte Gebrauchsanweisung mitzulie­
fern. Unter Umständen kann auch die Mitteilung festgestellter 
Mängel an den Hersteller als Maßnahme ausreichen. 

Die Behörde ist schließlich berechtigt, dem Hersteller Geld­
bußen aufzuerlegen. Dies aber nicht schon dann, wenn er un­
vorschriftsmäßige Arbeitsmittel in den Verkehr bringt, son­
dern erst dann, wenn er e ine entsprechende vollziehbare 
Verfügung der Behörde nicht beachtet hat (§ 9). Vollziehbar 
ist eine Verfügung, wenn sie von der Behörde wegen Dring­
lichkeit für vorläufig vollziehbar erklärt worden oder - ge­
gebenenfalls nach Durchführung eines Widerspruchs- und 
Verwa\tungsgerichtsverfahrens - rechtskräftig geworden ist. 
Di e Geldbuße kann e inen Be trag bis zu DM 50000 erreiche n . 
(Geldbußen der Berufsgenossenschaften gegenüber dem Be­
treiber sind nur bis DM 10000 zulässig, können allerdings 
auch mehrfach auferlegt werden.) 

Was das Verf<ahren betrifft,durch welches die B·ehörde ihre 
Kenntnisse erwirbt, so ioSt sie berechtigt, die Betriebe sowohl 
des Herstellers als auch eines Händlers zu besichtigen und 
von beiden Auskunft zu verlangen. Sie kann auch den Her­
steller veranlassen, auf seine Kosten ein Sachverständige n­
gutachten übe r das fragliche technische Arbeitsmittel beizu­
bringen (§ 7). Der vom Hersteller auszuwählende Sachver-
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ständige braucht nicht amtlich oder amtlich anerkannt, son­
dern kann auch ein Mitarbeiter des Herstellers sein . Beab­
sichtigt di e Behörde, eine U n t e rs a gun g s verfügung 
zu erlassen, muß sie zuvor die zuständige Berufsgenossen­
schaft hören. Hierdurch wird die an sich nicht ~ehr erfreu­
liche Tatsache gemildert, daß anders als früher nunmehr zwei 
verschiedene Organisationen in die Oberprüfung eines tech­
nischen Arbeitsmittels eingeschaltet sind, nämlich Berufs­
genossenschaft und Gewerbeaufsicht. 

2.5. Ausschuß für technische Arbeitsmil/el 

Zur Beratung des Bundesarbeitsministers ist gemäß § 8 ein 
Ausschuß für technische Arbeitsmittel eingesetzt worden. 
Ihm gehören unter anderem auch Vertreter der Hersteller 
an. Damit ist e in offizielles Bindeg lied zwischen der her­
stellenden Industrie und dem Ministerium geschaffen wor­
den. 

De r Ausschuß hat außerdem die Aufgabe, die behördlichen 
Untersagungsverfügungen zu sammeln. Im erste n Jahr der 
Gültigkeit des Gesetzes sind drei solcher Verfügungen er­
lassen worden, welche kleinere technische Geräte betralen. 
Zwei davon waren aus dem Ausland importiert. In zwei 
dieser Fälle wurd e Nichtbeachtung von VDE-Vorschrilten 
beanstandet. 

Weiterhin obliegt dem Ausschuß, den Minister zu beraten, 
we nn er in den bei den im Gesetz vorgesehenen Ausnahme­
fällen selbst Sicherheitsvorschriften erlassen will, nämlich 
wenn sich die Bundesregierung hierzu durch internationale 
Verpflichtungen oder durch das Fehlen einschlägiger Sicher­
heitsvorschriften genötigt sieht (§ 4). 

Schließlich ist der Ausschuß vor ·dem Erlaß der im Gesetz 
vorgesehenen allgemeinen Verwaltungsvorschrift anzuhören 
(§ 11). Durch diese Verwaltungsvorschrift wird einmal die 
einheitliche Handhabung des Gesetzes durch die Gewerbe­
aufsichtsämter ermöglicht, die ja im übrigen lediglich landes­
rechtlicher Aufsicht unterliegen. Außerdem soll die Vor­
schrill diejenigen Normen, Arbeits- und Unfallverhütungs­
vorschriften bezeichnen, in denen die allgeme in anerkannten 
Regeln der Technik ihren Niederschlag gefunden haben. In 
letzterer Hinsicht wird es wohl nur möglich sein, die frag­
lichen Normen und Vorschriften mit ihrer Oberschrift und 
sonstigen allgemeinen Bezeichnung anzuführen. Damit wer­
den also etwaige Schwierigkeiten bei der Abgrenzung des 
sicherheitlichen Inhalts dieser Bestimmungen von ihrem 
sonstigen Inhalt (z. B. Qualitäts- und Rationalisierungsbe­
stimmungen) nicht erleichtert. 

3. Allgemeine Verwaltungsvorschrifl 

Di e e ben erwähnte allgemeine Verwaltungsvorschrift ist bis­
her noch nicht e rlassen worden. Derzeit liegt ein Entwurf 
dem Bundesminister für Wirtschaft vor, dessen Einverneh­
men mit der Vorschrift notwendig ist. Der jetzige Entwurf 
weicht in e inigen Punkten von den Empfehlungen des Aus­
schusses für technische Arbeitsmittel ab, worauf insbeson­
dere die Vertreter der Industrie den BUThd eswirtschaftsmini­
ster hingewiesen haben. Da die Vorschrift schließlich noch 
de r Zustimmung des Bundesrats bedarf, kann ihr Erscheinen 
noch einige Zeit auf sich warten lassen . 

Die "Allgemeine Verwaltungsvorschrift" stellt eine Anwei­
sung zum Handeln an die zuständige n Behörden dar. Da­
her ist von ihr keine Erläuterung oder Klärung etwa aus­
legungsfähiger Me rkmale der materiell-rechtlichen Bestim­
mungen des Gesetzes zu erwarte n, wie zum Be ispiel "Ober­
lasse n" , "Hersteller", "Ergänzung", "beslimmungsgemäße 
Verwendung". Die Vorschrift wird voraussichtlich folgende 
drei wesentliche Anweisungen an die Behörden enthalten: 

a) Normen des Deu tsch e n Normenau!ischusses (DNAl. des 
Verbandes deutscher Elektriker (VDE) und des deutschen 
Vereins von Gas- und Wasserfachmännern (DVGW) als 
allgemein anerkannte Regeln der Technik zu behandeln, 
soweit auf di ese Normen im Bundesarbe itsblatt - Teil 
Arbeitsschutz - verwiesen ist. Damit könnte d,ie Be-
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hörde bei Erfüllung einer einschlägigen Norm keine 
Unterlassungs- oder sonstige Verfügung erlassen, auch 
wenn die Norm etwa ungeachtet der Prüfung durch den 
Minister veraltet ware und den allgemein anerkannten 
Stand der Technik nicht mehr wiedergäbe. Der Hersteller 
wäre in einem solchen Fall allerdings nicht mit Sicher­
heit gegen Regreßansprüche eines Unfallgeschädigten 
geschützt, da es sich hier nur um eine Verwaltungs­
anweisung handelt, die ein ordentliches Gericht nicht un­
bedingt hindern würde, dem Hersteller hinsichtlich seiner 
Konstruktion Fahrlässigkeit vorzuwerfen. 

b) DiesoIlJstigen Durchführungsregeln und Richtlinien der 
Berufsgenossenschaften, der Technischen Uberwachungs­
Vereine (TUV) und d es Verein Deutscher Ingenieure 
(VDI) bei der Beurteilung heranzuziehen, sofern im Bun­
desarbeitsblall darauf verwiesen worden ist. 

ci Arbeitsmittel hinsichtlich ihrer Sicherheit nicht zu prüfen, 
wenn dies bereits im Wege einer Baumusterprüfung 
durch eine im Bundesarbeitsblall bezeichnete Prüfstelle 
- zum Beispiel der Beru~sgenossenschaften oder des 
VDE oder des DVGW oder ·des DNA oder des TUV -
geschehen ist. Derartige Prüfstellen sind auch heute 
schon tätig , so beispielsweise dem Gebiet der landwirt­
·schaftlichen Arbeitsmittel die berufsgenossenschaftliche 
Prüfstelle in Kassel. Ihre Tätigkeit soll laufend ausgebaut 
werden. 

4. Bisherige Ländererlasse 

Da die bundeseinheitliche Verwaltungsvorschrift noch nicht 
erlassen ist, haben die einzelnen Bundesländer für die ihnen 
unterstellten zuständigen Behörden Anweisungen erlassen, 
die inhaltlich weitgehend dem Wortlaut des jeweiligen zur 
Zeit des Erlasses vorliegenden Entwurfs der "Allgemeinen 
Verwallungsvorschrift" entsprechen. Die Länd ererlasse stim­
men infolge mehrfacher Anderungen des Entwurfs leider 
nicht miteinander überein. 

Erwähnt sei der Erlaß des Landes Baden-Würltemberg vom 
14. 8. 1969. Er sieht neben dem oben erwähnten Inhalt vor, 
daß in jedem Gewerbedu[.sichtsamt für den Bereich des Ar­
beitsmittelschutzgesetzes ein besonderer Sachbearbei ter be­
stellt wird. Nach dem Durchführungserlaß des Landes Nord­
rhein- Westfalen vom 213. 11. 1968 wird bei jedem Gewerbe­
aufsichtsamt eine aus l~inigen Beamten bestehende Maschi­
nenschutzkommission gebildet. Der Erlaß sagt aUSdrücklich, 
daß diese Kommission nicht die Aufgabe hat, Beanstan­
dungen auszusprechen, andererseits aber auch nicht etwa 
Unbedenklichkeitsbescheinigungen ausstellen darf. Sie soll 
vielmehr den Erfahrunusaustausch pflegen, sich über die in 
ihrem Arbeitsbereich hergestellten technischen Arbeitsmittel 
informieren sowie feststellen, wo bereits freiwillige Prüf­
verfahren durchgeführt werden oder vorgesehen sind, und 
den Hersteller über die Möglichkeit dieser Prüfverfahren 
und die sonstigen gesetzlichen Bestimmungen aufklären. Sie 
soll darüber hinaus Kontakt mit sachverständigen Herren 
der Technischen Uberwachungs-Vereine pflegen. 

5. Haflungsfragen 

Der bisherige Oberblick läßt deutlich werden, daß weder 
aus dem Gesetz noch den vorhandenen oder vorgesehenen 
Verwallungsvorschriften unmittelbar wesentliche neue Er­
kenntnisse für die sicherheitliehe Gestaltung technischer 
Arbeitsmittel gewonnen werden könn.en. Auch gerichtliche 
Entscheidungen zu dem Gesetz sind bisher nicht bekannt 
geworden. 

Was die wichtige Frage nach den Rechten des Bestellers bei 
Lieferung ·sicherheillich unzureichender Geräte und nach der 
Haftung des Herstellers für Unfälle, die durch ·die Benutzung 
solcher Geräte herbeigeführt worden sind, betrifft, so ent­
hält das Gesetz hier ebenfalls keine ausdrücklichen Vor­
schriften. Beide Fragellkreise sind dah er wie bisher nach 
VorschriHen des allgemeinen Rechts, insbesondere des BGB, 
zu beurteilen. 
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Die zivilrechllichen Gewährleistung·sansprüche des Bestellers 
sind bereits unter Punkt 2.1. behandelt. 

Die Haftung des Herstellers für Unfallfolgen stützt sich wie 
bisher in erster Linie auf § 823 Abs. 1 BGB, wonach der­
jenige zum Schadensersatz verpfliebtet ist, der zumindest 
fahrlässig das Leben , den Körper, die Gesundheit eines 
anderen verletzt. Es war und ist also lediglich zu prüfen, ob 
das Verhalten der auf Schadensersatz in Anspruch genom­
menen Person, die Lieferung eines sicherheitlich mangel­
haften Arbeitsmittels, für den Unfall ursächlich war, und ob 
ihr ein Verschulden an diesem Zustand des Arbeitsmittels 
angelastet werden kann . 

Zum Begriff der Fahrlässigkeit hat der Bundesgerichtshof 
schon vor geraumer Zeit die Auffassung vertreten, daß der 
Hersteller fahrlä,ssig handele, der n icht berücksichtige, daß 
nach dem Stand der technischen Entwicklung Bauweisen 
möglich seien, die dem Erfordernis höchster Betriebssicher­
heit mehr entsprechen als die tatsächlich von ihm verwen­
dete Konstruktion (z . B. Urteil vom 23. 6. 1952, BB 52, S. 
587). 

Es spielt dabei also keine Rolle, ob der auf Schadensersatz 
In Anspruch genommene Her,s teller gleichzeitig gegen das 
Arbeitsmittelschutzgesetz verstoßen hat oder nicht. So kann 
zum Beispiel auch der Hersteller eines noch nicht ganz ver­
wendungsfertig,en Arbeitsmittels für die Folgen eines Un­
falls haften, obwohl wegen der fehlenden Verwendungs­
fertigkeit das Arbeitsmittelschutzgesetz gar nicht auf ihn an­
gewendet werden kann. 

Andererseits kann in diesem Sinne unter Umstä nden auch ein 
Händler, der eine nicht ungefährliche Kombination von Ar­
beitsmitteln vornimmt oder empfiehlt, wie sie oben unter 
Punkt 2.3., Abs. 1 erwähnt ist, für Unfäll e haftbar gemacht 
werden, ohne daß er gleichzeitig als Hersteller im Sinne 
des Arbeitsmittelschutzgesetzes anzllsehen wäre . Der Händ­
ler, der verwendungsfertige Arbeitseinrichtungen erwirbt 
und sie lediglich zusammenstellt, dürfte allein dadurch nicht 
zum Hersteller werden. Anders könnte der Fall dann zu beur­
teilen sein, wenn er die Arbeitsmittel umgestaltet oder 
Zwischenstücke einfügt, und damit der Gesamtheit der Ge­
räte neue Verwendungsmöglichkeiten eröffnet, die auch 
neue Gefahren hervorrufen. 

Nun bietet das Arbeitsmittelschutzgesetz neben der bisher 
behandelten Rechtsgrundlage des § 823 Abs. 1 BGB aller­
dings eine weitere zusätzliche Haftungsgrundlage , nämlich 
§ 823 Abs. 2 BGB, wonach derjenige für Schadensfolgen haft­
bar ist, der gegen ein sogenanntes Schutzgesetz verstößt, 
wozu das Arbeitsmillelschutzgesetz gehören dürfte. Diese 
neue Haftungsgrundlage setzt zwar auch ein Verschulden 
des Schädigers voraus, es braucht sich jedoch nur auf die 
Voraussehbarkeit des Ge.setzesverstoßes, nicht aber aes 
Schddenseintritts, zu erstrecken. So würde also der Lieferer 
eines Arbeitsmiltels auch für einen für ihn nicht vorausseh­
baren Unfallschaden haften , der dadurch eintrilt, daß er ent­
gegen § 3 ein Arbeitsmittel ohne Schutzvorrichtungen geliefert 
hat in der berechtigten Erwartung, der Besteller werde sie 
anbringen, die Anbringung jedoch ·durch Verkettung un­
glücklicher Umstände unterblieben ist. Der H e rsteller muß 
also auch aus diesem Grunde sicherstellen, daß auf jeden 
Fall das gesetzliche Merkmal des "Inverkehrbringens" be­
ziehungsweise "Uberlassens" erst nach Anbringung aller 
Schutzvorrichtungen erfüllt ist. 

Darüber hinaus konkretisiert das Gesetz gegenüber dem bis­
herigen Rechtszustand verschiedene Pflichten des Her­
stellers, zum Beispiel durch Hinweis auf Be triebsanwei­
sungen oder durch Aufzählung technischer Reg€ln in der 
Verwaltungsvorschrift. Wenn auch hier die Rechtsfo lgen 
dieser Neuregelung nicht näher erörtert werden können, so 
wird man doch davon ausgehen dürfen, daß sich angesichts 
der oben erwähnten btsherigen Rechtssprechung - abge­
sehen von dem geschilderten Fall der bewußten Lieferung 
ohne Schutzvorrichtungen - die Haftung des Herstellers von 
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Arbeitsmitteln durch das neue Gesetz nicht grundsätzlich 
verschärft hat. 

6. Hinweise auf Schrilten 

Für die nähere Beschäftigung mit den in diesem Aufsatz auf­
geworfenen Fragen sei im folgenden - ohne Anspruch auf 
irg,endwelche Vollständigkeit - auf einige nützliche Schrif­
ten hing,ewiesen, Zeitschriften und Aufsätze wurden nicht 
berücksichtigt. 

SCHMATz-NöTHLICHS "Sicherhei tstechnik", 
Verlag Erich Schmidt, Berlin, Bielefeld, München, 
Es handelt sich um einen umfassenden Loseblatt-Kommentar 
der zuständigen Ministerialbeamten zum technischen Sicher­
heitsrechL Erschienen ist bisher lediglich die L Lieferung 
mit der Kommentierung des Gesetzes über technische Ar­
beitsmittel, 

DÖTSCH-SCHNABEL "Maschinensdlutzgesetz", 
Heider-Verlag, Bergisch-Gladbach, 
Kurzkommentar zum Gesetz, 

"Das Gesetz über technische Arb e itsmittel in Stichworten ", 
Maschinenbau-Verlag, Düsseldorf-Oberkassel, Postfach 750, 
Eine vielseitige Broschüre mit Angab e n über Literatur, 
Quel['en und Anschriften, 

POOZUN "Haftung und strafredltliche Verantwortlichkeit für 
Unfälle im Betrieb", 
Erich Schmidt-Verlag, Berlin, 
Das kleine Buch behandelt die Haftung des Betreibers, 

ANREE "Die Unfallverhütungsvorschriften" , 
Verlag Wilhelm Stumpf, Bochum, Hammerstr, 34 
Eine inhaltsreiche Broschüre über die rechtliche Be<ieutung 
de r Unfallverhütungsvorschriften und die Folgen ihrer 
Nichtbeachtung, 

Erwähnt seien schließlich noch die Verzeichnisse der einzel­
nen "Unfallverhütungsvorschriften" der Zentrale für Unfall­
verhütung, Bonn, und der "DIN-Normen mit sicherheitstech­
nischen Festiegungen" des Deutschen Normenausschusses, 

Assessor ROLF KIRCHNER 

Maßnahmen gegen den Numerus clausus 
Hunderttausend neue Studienplätze bis 1975 

Der Numerus clausus, von der Westdeutschen Rektore nkon­
ferenz ursprünglich als vorübergehende Notmaßnahme ge­
dacht, ist keine Ausnahme mehr, er ist bereits die RegeL 
Das Wintersemester 1969/70 hat dies mit aller Deutlichkeit 
gezeigt. Was seit vielen Jahren mahnend vorausgesagt 
wurde ist e ingetreten: Die Abiturientenlawine hat den Aus­
bau unserer Hohen Schulen überrollt. Zulassungsbeschrän­
kungen bestehen bereits an allen Hochschulen in nahezu 
allen Fächern, Der eigentliche Massenandrang aber steht 
den Hochschulen noch bevor, Bis 1975 werde n 100000 neue 
Studienplätze erforderlich sein, Eine erneute Hochschulkrise 
scheint unabwendbar, Die Situation ist ernst. Der Bundestag 
debattierte vor dem Hintergrund der verschärften Zulassungs­
besduänkungen Anfang Dezember über die künftige Finan­
zierung und Planung von Hodlschulen und Fachhochschulen, 
Initiator der zeitweilig polemischen Parlamentsdebatte war 
die Opposition, die CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Sie hatte 
einen Antrag auf Änderung des Grundgesetzes zwecks Er­
weiterung der Bundeskompetenzen für Planung und Finan­
zierung audl der Pädagogisdlen Hochschul en und der Fach­
hochschulen eingebracht. Wenige Tage zuvor v erunstaltete 
der Bundestagsausschuß für Bildung und Wissenschaft ein 
Hearing zum Thema Numerus clausus, An ihm nahmen 
Vertreter der Westdeutschen Rektorenkonferenz, des Wis­
senschaftsrates, der Bundesassistentenkonferenz, der Arbeits­
gemeinschaft Deutsdler Sludentenschaften und der Bundes­
minister für Bildung und Wissensdlaft, Professor LEUSSINK, 
sowie seine Staatssekretäre Frau HAMM-BRÜCHER und 
DOHNANY I teiL Die ebenfalls eingeladene Ständige Konferenz 
der Kultusminister blieb dem Hearing aus verfassungs­
rechtlichen Gründen fern, 

Das Ergebnis all dieser Aktivitäten auf Bundesebene ist 
ein breiter Fädler an Vorschlägen, Im einzelnen wurde 
zur Milderung der Zulassungsbeschränkungen empfohlen: 

Reform der Lehrkörpe rstruktur und des Studiums; 

sofortiger Einsatz von Assistenzprofessoren zur schnel­
len Erweiterung des Lehrkörpers; 

Promotionsförderungsprogramm der Bundesregierung; 

Errichtung einer zentralen Zulassungsstelle; 

beschleunigter Ausbau und Neubau der Hodlsdlulen; 

Schaffung eines zentralen Investitionsfonds des Bundes; 

Beteiligung des Bundes auch an der Finanzierung und 
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Planung der Fachhochschulen und Pädagogischen Hoch­
schul en; 

rascher Aufbau des Universitätsfernsehens und beschleu­
nigte Einführung des Fernstudiums; 

Reformmaßnahmen zur Vereinheitlichung des Abiturs, 

Vorschläge also sind genug gemacht. Es bleibt nun abzuwar­
ten, wie sie in die zukünftige Hochschulpolitik hineingewo­
ben werden, welch e Vorsdlläge wie und wann zum Tragen 
kommen, 

Sofortprogramme der Bundesländer 

In den Kampf gegen die rasch zunehmenden Zulassungs­
besdlränkungen haben sich auch die Bundesländer. die Haupt­
bete iligten , aktiv eingeschaltet. Mehrere Länderregierungen 
beschlossen Sofortprogramme oder legten darüber hinaus 
neue mittelfristige HochschuJausbaupläne vor, Die Kapa­
zitätsausweitung ist in der Regel Ziel dieser Vorschläge, 

Bayern 

Mit zusätzlichen 1,5 Mrd, DM will der bayer ische Kultus­
minister in den Jahren 1970 bis 1975 der Raumnot an den 
wissenschaftlichen Hochschulen seines Landes begegnen, Eine 
Arbeitsgruppe Hochschulbau, die bei der Obersten Bau­
behörde noch zu bilden ist, soll den Ausbau der Hoch­
schulen rationalisieren und beschleunigen helfen, Ein 
detaillierter Plan über die Verwendung der Zusatzmittel 
liegt allerdings noch nicht vor, 

Hessen 

Mehr als zehntausend neue Studienplätze will die hessische 
Landesregierung innerhalb der nächste n zweieinhalb Jahre 
einrichten; 3220 Studienplätze mehr als ursprünglich e in­
geplant waren, Hierfür wird sie im Rahmen ihres Sofort­
programms 65 Mio. DM zusätzlich bereitstellen. Des weiteren 
hat die Landesregierung zur Durchführung ihres Sofortpro­
grammes ein vereinfachtes Verwaltungsverfahren bei der 
Bauvorbere itung, Planung und Baudurchführung eingeleitet. 

Niedersachsen 

Eine schnelle Erweiterung des Ausbildungskapazilät der 
niedersächsischen Hochschulen übe r ein Sofortprogramm 
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